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Präambel 

Der PARITÄTISCHE Arbeitgeberverband PATT e.V. (nachfolgend Verein oder Verband) setzt sich un-
ter anderem für die tarif- und arbeitsrechtlichen Interessen seiner Mitglieder ein. Ein Bestandteil 
dieser Arbeit ist die rechtliche Unterstützung, insbesondere die außergerichtliche und gerichtli-
che Vertretung in kollektivrechtlichen (Tarifrecht, Betriebsverfassungsrecht) und ggf. individual-
rechtlichen Angelegenheiten des Arbeitsrechts. Ziel dieser Ordnung ist es, eine transparente, 
strukturierte und effiziente außergerichtliche und gerichtliche Vertretung für die Mitglieder des 
Verbands zu regeln. 

Die Vorteile der Prozessvertretung durch den PATT sind vor allem die professionelle und speziali-
sierte juristische Unterstützung, die Erhöhung der Rechtssicherheit und Durchsetzungskraft der 
Mitglieder und die Stärkung der Position des Arbeitgeberverbands als Interessenvertretung. 

Die Satzung des Vereins räumt dem Vorstand die Befugnis ein, Richtlinien und Ordnungen zu er-
lassen, so z.B. eine Ordnung über die Prozessvertretung des Verbandes, in der er die Rechtszüge, 
Kostenerstattungen und sonstige Bedingungen für die Hilfe des Verbandes in Rechtsstreitigkeiten 
festlegt. Auf dieser Grundlage legt der Vorstand die folgende Prozessvertretungsordnung fest: 

 

§ 1 Ziele und Umfang der Prozessvertretung 

(1) Ziele der Vertretung durch den Verein sind vor allem:  

a) Sicherstellung eines rechtlichen Beistands für Mitglieder in relevanten Verfahren 

b) Kosteneffiziente und effektive Prozessführung 

c) Schutz und Durchsetzung der arbeitgeberseitigen und PATT-seitigen Interessen der Mit-
glieder im Hinblick auf die Anwendung und Auslegung des Tarifwerkes, Angelegenheiten 
der Mitbestimmung und in Einzelfällen des Individualarbeitsrechts 

d) Stärkung der Position des Berufsverbands als Interessensvertretung 

(2) Der Verband bietet seinen Mitgliedern mit Wirksamwerden dieser Ordnung die Übernahme 
außergerichtlicher und gerichtlicher Vertretung im gesamten arbeitsgerichtlichen Instanzen-
zug an. 

(3) Die Prozessvertretung umfasst insbesondere die 

a) Fertigung und Einreichung von Klageschriften und Schriftsätzen sowie von Klageerwide-
rungen und Erwiderung auf gegnerische Schriftsätze 

b) Einlegung von Rechtsmitteln und deren Begründung sowie Erwiderungen auf gegnerische 
Rechtsmittel 

c) Einlegung von Nichtzulassungsbeschwerden und deren Begründung, die Erwiderung von 
gegnerischen Nichtzulassungsbeschwerden  

d) Vorbereitung und Wahrnehmung von gerichtlichen Verhandlungsterminen und Terminen 
vor Einigungsstellen 

(4) Im Rahmen der jeweiligen Verfahrensordnung erstreckt sich die Prozessvertretung des Ver-
bandes auch auf die Beteiligung am Verfahren zur Entscheidung über eine Vorlage, die das 
erkennende Gericht gemäß Art. 267 AEUV an den Gerichtshof der Europäischen Union oder 
gemäß Art. 100 GG an das Bundesverfassungsgericht richtet. 
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§ 2 Grundsätze der Prozessvertretung 

(1) Die Prozessvertretung erfolgt bei Vorliegen eines Verbandsinteresses. Ein Verbandsinteresse 
liegt vor, wenn es sich um Rechtsstreitigkeiten von grundsätzlicher arbeits- und kollektivrecht-
licher Bedeutung handelt. 

Eine Rechtsstreitigkeit von grundsätzlicher arbeits- und kollektivrechtlicher Bedeutung liegt 
insbesondere dann vor, wenn  

a) die Entscheidung über die Rechtsfragen des Verfahrens der Entwicklung und richterlichen 
Würdigung des Tarifwerks PATT, dessen Auslegung und Anwendungssicherheit dient oder 

b) die Entscheidung über Rechtsfragen des Verfahrens dazu geeignet ist, die gemeinsamen 
Arbeitgeberinteressen der Verbandsmitglieder oder die Interessen des Verbandes selbst 
positiv zu beeinflussen oder negative Rechtsfolgen zu vermeiden.  

(2) Im Einzelfall kann eine Prozessvertretung auch dann erfolgen, wenn der Rechtsstreit nicht von 
grundlegender arbeits- oder kollektivrechtlicher Bedeutung, der Ausgang des Rechtsstreits 
jedoch für das Verbandsmitglied selbst von großer Bedeutung ist. 

Eine Beispielsammlung von Angelegenheiten, die der PATT grundständig vertritt (kollektives 
Arbeitsrecht und Sachverhalte, die der Entwicklung und Anwendungssicherheit des Tarif-
werks dienen) und solchen, die nach Ressourcen vom PATT übernommen werden können (In-
dividualarbeitsrecht), ist in der Anlage aufgeführt. 

(3) Vor Übernahme der Prozessvertretung prüft die Geschäftsstelle des Verbandes die Erfolg-
saussichten des Rechtsstreits. Die Prüfung der Erfolgsaussichten erfolgt durch die Rechtsre-
ferenten des Verbandes, welche der Geschäftsführung das Ergebnis der Vorprüfung mitteilen. 
Die Geschäftsstelle des Verbandes kann eine Prozessvertretung ablehnen, wenn diese Vor-
prüfung ergeben hat, dass der Führung des Rechtsstreits keine Erfolgsaussichten einzuräu-
men sind. 

Die Geschäftsstelle des Verbandes kann eine Prozessvertretung auch ablehnen, wenn die 
Führung des Rechtsstreits den Interessen des Verbandes zuwiderlaufen oder zu einem Inte-
ressenkonflikt führen würde. Gleiches gilt, wenn zu erwarten ist, dass die Ressourcen des Ver-
bandes zur Führung des Rechtsstreits nicht ausreichen werden. 

(4) Die Geschäftsstelle des Verbandes prüft vor Übernahme auch die Möglichkeiten einer alter-
nativen Beratung oder Mediation. Mit der betroffenen Organisation kann auch die vorherige 
Unterrichtung / Vorklärung mit der tarifschließenden Gewerkschaft bei Auslegungsproblemen 
über Tarifnormen als erstes Mittel zur etwaigen Abwendung einer gerichtlichen Auseinander-
setzung vereinbart werden. 

(5) Die Geschäftsstelle des Verbandes entscheidet, ob die rechtliche Vertretung durch verbands-
eigene Juristen oder externe Rechtsanwälte erfolgt. 

 

§ 3 Verfahrensablauf bei Prozessvertretung 

(1) Die Antragstellung des Verbandsmitglieds auf Übernahme außergerichtlicher oder gerichtli-
cher Vertretung erfolgt in Textform oder schriftlich an den Verband. 

Der Antrag soll bereits eine Sachverhaltsdarstellung enthalten. Es sollen zudem aussagekräf-
tige Unterlagen beigefügt werden, sodass es dem Verband möglich ist eine Vorprüfung im 
Sinne des § 2 Abs. 3 dieser Prozessvertretungsordnung binnen 3 Werktagen abschließend 
durchzuführen.  

Das Mitglied hat den Verband bereits mit Antragstellung über etwaige Fristabläufe zu infor-
mieren. 
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(2) Über die Übernahme oder die Ablehnung einer Prozessvertretungsanfrage durch ein Ver-
bandsmitglied entscheidet die Geschäftsführung des Verbandes in Zusammenarbeit mit des-
sen Rechtsabteilung. Die Geschäftsstelle teilt dem Mitglied umgehend nach Prüfung des An-
trages dessen Entscheidung über eine Prozessvertretungsübernahme mit. 

Gleichzeitig teilt die Geschäftsstelle dem Mitglied die finanziellen Konditionen einer Prozess-
vertretungsübernahme mit und übersendet den Entwurf einer entsprechenden Vergütungs-
vereinbarung. Näheres hierzu wird unter § 4 dieser Prozessvertretungsordnung geregelt. 

(3) Das Mitglied und die Geschäftsstelle des Verbandes halten sich unaufgefordert über Verän-
derungen im Sach- und Streitstand informiert. Insbesondere übersendet die Geschäftsstelle 
dem Mitglied die außergerichtliche und gerichtliche Korrespondenz und erstattet umgehend 
nach Wahrnehmung von Gerichtsterminen dem Mitglied Bericht über dessen Verlauf und das 
Ergebnis. 

Zudem erfolgt in jedem Verfahrensstadium eine Absprache zwischen Geschäftsstelle und 
Mitglied zur weiteren Prozessführungsstrategie. 

(4) Nach Abschluss des Verfahrens evaluiert der Verband gemeinsam mit dem Mitglied den ge-
samten Arbeitsablauf und das Ergebnis des Verfahrens zur künftigen Optimierung der Arbeits-
abläufe und des Prozessvertretungsablaufs. 

 

§ 4 Vergütungsgrundsätze bei Prozessvertretung 

(1) Die finanziellen Konditionen der Prozessvertretungsübernahme werden durch gesonderte 
Vergütungsvereinbarung zwischen dem Verband und dem Verbandsmitglied geregelt. Sofern 
der Verband die Prozessvertretungsübernahme vom Abschluss einer solchen Vereinbarung 
abhängig macht, entfaltet die Geschäftsstelle des Verbandes erst nach Abschluss dieser ge-
sonderten Vereinbarung Prozessvertretungstätigkeiten. 

(2) Eine solche Vergütungsvereinbarung erfolgt unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Inte-
ressen des Mitglieds und des Verbandes arbeitsaufwandsabhängig auf Grundlage eines pau-
schalen Stundenhonorars. Die finanziellen Konditionen der Prozessvertretungsübernahme, 
insbesondere die Höhe des Stundenhonorars, werden nach den Umständen des Einzelfalls 
hinsichtlich Komplexität der Sach- und Rechtslage und Bedeutung festgelegt.  

(3) Die Gerichtskosten sowie die Kosten der juristischen Vertretung der Gegenseite trägt das Mit-
glied, soweit diesbezüglich ein Kostenerstattungsanspruch gegen das Mitglied besteht. 

 

§ 5 Haftpflicht- und Rechtsschutzversicherung 

Der Verband sichert die möglichen Risiken und Schäden, die sich aus einer nicht ordnungsgemä-
ßen Vertretung ergeben, über eine entsprechende Versicherung ab. 

 

§ 6 Inkrafttreten 

Diese Prozessvertretungsordnung tritt mit Wirkung zum 01.04.2025 in Kraft. 

Erfurt, den 26.03.2025 
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Anlage - Beispiele grundsätzlicher Übernahme / Nichtübernahme von Sachverhalten durch 
den PATT (nicht abschließend) 

Verfahren, die das TW PATT unmittelbar betreffen und kollektivrechtliche Angelegenhei-
ten – grundsätzliche Übernahme durch PATT möglich 

- Auslegung und Anwendung von Tarifverträgen 
- Unterschiedliche Auffassungen, welche Tätigkeiten in eine bestimmte Entgeltgruppe fallen 
- Ein Arbeitnehmer klagt auf mehr Urlaubstage, als im Arbeitsvertrag stehen, weil der Tarif-

vertrag dies vorsieht 
- Ein Arbeitnehmer verlangt eine höhere Überstundenvergütung entsprechend den tarifli-

chen Vorgaben 
- Klärung von Ansprüchen auf betriebliche Altersversorgung, wenn diese in einem Tarifver-

trag geregelt ist 
- Streitigkeiten, ob ein Tarifvertrag nach Kündigung oder Änderung noch gilt oder ob ein 

neuer Tarifvertrag Vorrang hat 
- Klärung, ob ein Tarifvertrag für einen Arbeitgeber oder Arbeitnehmer verbindlich ist 
- Rechtliche Auseinandersetzungen über die Zulässigkeit von Streiks oder Aussperrungen 

im Zusammenhang mit Tarifverhandlungen 
- Streitigkeiten darüber, ob Ansprüche wegen Versäumung tariflicher Fristen verfallen sind 
- Streitigkeiten über Ansprüche aus Betriebsvereinbarungen, wenn Tarifbindung besteht 
- Betriebsverfassungsrechtliche Streitigkeiten, z.B. Auseinandersetzungen zwischen Be-

triebsrat und Arbeitgeber, z. B. über Mitbestimmungsrechte. Streitigkeiten über Betriebs-
vereinbarungen oder Sozialpläne 

- Einigungsstellenverfahren im Zusammenhang mit o.g. Themen 
 

Verfahren, die nicht unmittelbar das TW PATT betreffen – Einzelfallentscheidung zur 
Übernahme durch den PATT 

- Kündigungsschutzverfahren, z.B. Streitigkeiten über die Rechtmäßigkeit einer Kündigung 
(ordentliche, außerordentliche oder betriebsbedingte Kündigung). Anfechtung von Kündi-
gungen wegen Diskriminierung, beispielsweise wegen Schwangerschaft, Alter oder Behin-
derung. 

- Arbeitsentgelt, z.B. Klagen auf ausstehende Gehaltszahlungen. Streitigkeiten über Über-
stundenvergütung oder Nachtzuschläge; Streit um die Höhe oder Zahlung von Prämien, 
Boni oder Provisionen. 

- Arbeitsvertragliche Ansprüche, z.B. Auslegung und Einhaltung von Arbeitsverträgen, Strei-
tigkeiten über befristete Arbeitsverträge und deren Verlängerung, Auseinandersetzungen 
über Arbeitszeit, Urlaub oder Dienstreisen. 

- Zeugnisstreitigkeiten, z.B. Klagen auf Erstellung oder Berichtigung eines Arbeitszeugnis-
ses; Streitigkeiten über die Formulierungen im Zeugnis. 

- Diskriminierung und Gleichbehandlung, z.B. Streitigkeiten über Verstöße gegen das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), z. B. wegen Diskriminierung aufgrund von Ge-
schlecht, Religion, Herkunft oder Behinderung. 

- Abfindungen, z.B. Verhandlungen über die Höhe von Abfindungen nach einer Kündigung 
oder im Rahmen eines Aufhebungsvertrags. 

- Mobbing und Belästigung, z.B. Klagen wegen psychischer Belastungen am Arbeitsplatz 
durch Mobbing. Streitigkeiten über sexuelle Belästigung und die Folgen für das Arbeitsver-
hältnis. 

- Berufsausbildung, z.B. Streitigkeiten zwischen Auszubildenden und Ausbildungsbetrie-
ben, z. B. über die Qualität der Ausbildung, Vergütung oder die Übernahme nach der Aus-
bildung 

- Einigungsstellenverfahren im Zusammenhang mit o.g. Themen 
 


